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rung von Tunis und die Tunis-Agenda für die Informationsge-
sellschaft, die während der zweiten Phase des Gipfels vom
16. bis 18. November 2005 in Tunis verabschiedet

4 und von
der Generalversammlung gebilligt wurden5,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 20056,

sowie unter Hinweis auf die Plenartagung der General-
versammlung auf hoher Ebene über die Millenniums-Ent-
wicklungsziele und ihr Ergebnisdokument7,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Fortschritte bei der Umsetzung und Weiterver-
folgung der Ergebnisse des Weltgipfels über die Informa-
tionsgesellschaft auf regionaler und internationaler Ebene8,

unter Hinweis auf die Abhaltung des Forums 2011 zum
Weltgipfel über die Informationsgesellschaft vom 16. bis
20. Mai 2011 in Genf, 

sowie Kenntnis nehmend von der Einrichtung der Breit-
bandkommission für digitale Entwicklung auf Initiative des
Generalsekretärs der Internationalen Fernmeldeunion und der
Generaldirektorin der Organisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur und Kenntnis neh-
mend von den Breitbandzielen für 2015, die von der Kommis-
sion auf ihrem am 24. und 25. Oktober 2011 in Genf abgehal-
tenen Breitbandgipfel festgelegt wurden, der sich das Ziel
setzte, die Breitbandpolitik universell durchzuführen und im
Hinblick auf die Erreichung der international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, Breitbanddienste erschwinglicher zu machen und
die Breitbandnutzung auszubauen und somit das Potenzial
der Breitbandvernetzung und der Breitbandinhalte in den
Dienst der Entwicklung zu stellen,

in Anerkennung der Rolle, die die Kommission für Wis-
senschaft und Technologie im Dienste der Entwicklung dabei
wahrnimmt, den Wirtschafts- und Sozialrat als Koordinie-
rungsstelle für die systemweiten Folgemaßnahmen und insbe-
sondere die Überprüfung und Bewertung der Fortschritte bei
der Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels über die Infor-
mationsgesellschaft zu unterstützen, während sie gleichzeitig
ihr ursprüngliches Mandat betreffend Wissenschaft und
Technologie im Dienste der Entwicklung weiter ausübt,

Kenntnis nehmend von der vom 23. bis 27. Mai 2011 in
Genf abgehaltenen vierzehnten Tagung der Kommission für
Wissenschaft und Technologie im Dienste der Entwicklung,

sowie feststellend, dass kulturelle Vielfalt das gemeinsa-
me Erbe der Menschheit ist und dass die Informationsgesell-
schaft auf der Akt-
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barkeit mehrsprachiger Inhalte und Internetadressen und des
Aufkommens neuer Dienste und Anwendungen, darunter mo-
bile Medizin, mobile Transaktionen, elektronische Behörden-
dienste, elektronisches Lernen, elektronischer Geschäftsver-
kehr und Entwicklungsdienstleistungen, die ein großes Poten-
zial für den Ausbau der Informationsgesellschaft bieten, 

jedoch hervorhebend, dass trotz jüngster Fortschritte
nach wie vor eine erhebliche digitale Spaltung besteht, in die-
ser Hinsicht feststellend, dass in den Entwicklungsländern
derzeit nur 26 Prozent der Bevölkerung das Internet nutzen,
während es in den entwickelten Ländern 74 Prozent sind, und
die Notwendigkeit betonend, die digitale Spaltung zu verrin-
gern, auch in Bezug auf Themen wie die Entgelte für die in-
ternationale Zusammenschaltung zur Nutzung des Internets,
und sicherzustellen, dass die Vorteile der neuen Technologi-
en, insbesondere der Informations- und Kommunikations-
technologien, allen Menschen zur Verfügung stehen,

in Bekräftigung der Notwendigkeit, das Potenzial der
Informations- und Kommunikationstechnologien dazu zu
nutzen, die Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, durch ein dauerhaftes, integratives und ausgewo-
genes Wirtschaftswachstum und eine nachhaltige Entwick-
lung zu fördern,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die anhaltenden
nachteiligen Auswirkungen der weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise auf die positiven Trends bei der Ausbreitung der
Informations- und Kommunikationstechnologien und die In-
vestitionen, die für die Sicherung eines allgemeinen Zugangs
zu solchen Technologien erforderlich sind,

sowie mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die wach-
sende Kluft zwischen den entwickelten Ländern und den Ent-
wicklungsländern bei der Breitbandversorgung sowie über
die neuen Ausmaße der digitalen Spaltung,

feststellend, dass zur Überwindung der digitalen Spal-
tung der mangelnde Aufbau von Kapazitäten für die produk-
tive Nutzung der Informations- und Kommunikationstechno-
logien angegangen werden muss, 

sowie feststellend, dass die Zahl der Internetbenutzer zu-
nimmt und dass sich auch das Wesen der digitalen Spaltung
dahingehend verändert, dass es weniger auf die Verfügbarkeit
als vielmehr auf die Qualität des Zugangs, die Informationen
und Fertigkeiten, die die Nutzer erwerben können, und die
Vorteile, die ihnen daraus entstehen können, ankommt, und in
dieser Hinsicht anerkennend, dass die Nutzung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien durch innovative
Ansätze, einschließlich interessenpluralistischer Ansätze, im
Rahmen nationaler und regionaler Entwicklungsstrategien
Priorität haben muss, 

in Bekräftigung der Ziffern 4, 5 und 55 der 2003 in Genf
verabschiedeten Grundsatzerklärung und in Anerkennung
dessen, dass das Recht der freien Meinungsäußerung und der
freie Austausch von Informationen, Ideen und Wissen uner-
lässlich für die Informationsgesellschaft und förderlich für
die Entwicklung sind,

im Bewusstsein der Herausforderungen, vor denen die
Länder, insbesondere die Entwicklungsländer, bei der Be-
kämpfung der Computerkriminalität stehen, und unter Beto-
nung der Notwendigkeit, die technische Hilfe und die Aktivi-
täten zum Kapazitätsaufbau zu stärken, um die Nutzung von
Informations- und Kommunikationstechnologien zu krimi-
nellen Zwecken zu verhüten, zu verfolgen und unter Strafe zu
stellen, 

in der Erkenntnis, dass das Internet ein zentrales Ele-
ment der Infrastruktur der Informationsgesellschaft und eine
weltweite, öffentlich zugängliche Einrichtung ist,

in Anbetracht dessen, dass das internationale Internet-
Management, wie es in der Tunis-Agenda für die Informa-
tionsgesellschaft heißt, auf multilaterale, transparente und de-
mokratische Weise und unter voller Mitwirkung der Regie-
rungen, des Privatsektors, der Zivilgesellschaft und der inter-
nationalen Organisationen erfolgen soll,

sowie in Anbetracht dessen, wie wichtig das Forum für
Internet-Verwaltung und sein Mandat als Forum für einen
Dialog zwischen der Vielzahl der Interessenträger zu ver-
schiedenen Fragen, darunter Fragen von öffentlichem Belang
im Zusammenhang mit wesentlichen Elementen der Internet-
Verwaltung, dafür sind, die Nachhaltigkeit, Robustheit, Si-
cherheit, Stabilität und Entwicklung des Internets zu fördern,
und welche Rolle das Forum beim Aufbau von Partnerschaf-
ten unterschiedlicher Interessenträger, mit denen die ver-
schiedenen Fragen der Internet-Verwaltung angegangen wer-
den können, spielt, jedoch gleichzeitig Kenntnis nehmend
von den Forderungen nach einer Verbesserung seiner Ar-
beitsmethoden,

unter Hinweis auf ihren Beschluss, wonach die Mit-
gliedstaaten die Frage, ob eine Fortsetzung der Tätigkeit des
Forums für Internet-Verwaltung wünschenswert wäre, im
Jahr 2015 in der Generalversammlung im Rahmen der zehn-
jährlichen Überprüfung der Umsetzung der Ergebnisse des
Weltgipfels über die Informationsgesellschaft erneut behan-
deln werden,

unter erneuter Betonung der Wichtigkeit und Dringlich-
keit des Prozesses zur Verstärkung der Zusammenarbeit in
vollem Einklang mit dem in der Tunis-Agenda erteilten Man-
dat sowie der Notwendigkeit, die Zusammenarbeit zu verstär-
ken, um die Regierungen in die Lage zu versetzen, auf gleich-
berechtigter Grundlage ihre Aufgaben und Verantwortlich-
keiten im Hinblick auf die das Internet betreffenden interna-
tionalen Fragen von öffentlichem Belang wahrzunehmen,
nicht jedoch im Hinblick auf die alltäglichen technischen und
operativen Angelegenheiten, die auf diese Fragen keine Aus-
wirkungen haben,

erneut erklärend, dass die die Internet-Verwaltung be-
treffenden Ergebnisse des Weltgipfels über die Informations-
gesellschaft, nämlich der Prozess zur Verstärkung der Zusam-
menarbeit und die Einberufung des Forums für Internet-Ver-
waltung, vom Generalsekretär als zwei gesonderte Prozesse
zu verfolgen sind, und anerkennend, dass diese beiden Pro-
zesse sich ergänzen können,
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setzung und Weiterverfolgung der Ergebnisse des Weltgip-
fels über die Informationsgesellschaft auf regionaler und in-
ternationaler Ebene der Generalversammlung auf ihrer sie-
benundsechzigsten Tagung über die Kommission für Wissen-
schaft und Technologie im Dienste der Entwicklung und den
Wirtschafts- und Sozialrat einen Bericht über den Stand der
Durchführung und Weiterverfolgung dieser Resolution vor-
zulegen; 

21. beschließt, den Punkt „Informations- und Kommu-
nikationstechnologien im Dienste der Entwicklung“ in die
vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 66/185

Verabschiedet auf der 91. Plenarsitzung am 22. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/66/438/Add.1, Ziff. 13)12.




